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Beschluss:

1. Der Ausschuss für Stadtplanung und Bauordnung stimmt zu, dass das Referat 

für Stadtplanung und Bauordnung in Zusammenarbeit mit dem Direktorium - 

HA II, Vergabestelle 1 die Vorbereitung und Durchführung der Münchner 

Bevölkerungsbefragung 2020 an eine externe Auftragnehmerin bzw. einen 

externen Auftragnehmer vergibt. 

2. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung führt das Vergabeverfahren zu 

den in dieser Vorlage genannten Bedingungen durch und erteilt den Zuschlag 

auf das wirtschaftlichste Angebot. 

3. Die Satzung der Landeshauptstadt München zur Durchführung der Münchner 

Bevölkerungsbefragung zur Stadtentwicklung 2020 wird gemäß Anlage 1 

beschlossen. § 2 Punkt 6 der Anlage 1 wird wie folgt geändert: „6. 

Sicherheitsempfinden, Diskriminierungserfahrungen“

4. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, soweit möglich 

die fachlichen Belange der betroffenen Referate bei der Gestaltung des 

Fragebogens zu berücksichtigen und bei der Durchführung der Befragung 

einzubinden. 

5. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, den Stadtrat 

über die Ergebnisse der Befragung zu unterrichten, sowie die Ergebnisse im 

Internet, in Form einer Broschüre und von Fachbeiträgen in der Münchener 

Statistik und anderen (Fach-)Zeitschriften zu veröffentlichen. 

6. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die einmalig 

erforderlichen Haushaltsmittel i.H.v. 210.000 € aus eigenen Budgetmitteln zu 

finanzieren. 
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7. Für künftige Erhebungen der Münchner Bevölkerungsbefragung zur 

Stadtentwicklung wird der Themenkomplex der Antidiskriminierung und 

Gleichstellung in Abstimmung mit dem Sozialreferat und dem 

Direktorium/Statistischen Amt dahingehend überprüft, ob sich inhaltliche 

Erweiterungen bzw. sonstige Änderungen methodisch für eine Integration in 

die Befragung eignen, die sich aus der noch durchzuführenden Studie zur 

Hasskriminalität ergeben.

8. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.


